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ZWISCHEN CHANCEN UND HERAUSFORDERUNGEN 
IN DER EINWANDERUNGSPOLITIK
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Thomas 
Jobelius

Sina 
Behrend

Liebe JuLis,  

willkommen zur neuen Ausgabe des JULIMAGAZINs! Diesmal steht die Frage nach einer 

gelungenen liberalen Einwanderungs- und Migrationspolitik im Mittelpunkt. In einer 

zunehmend globalisierten Welt stehen Länder vor der Herausforderung, ihre Grenzen 

offen zu halten und gleichzeitig die Interessen ihrer eigenen Bürger zu schützen. 

Einwanderung hat einen großen Einfl uss auf unsere Gesellschaft, unsere Berufswelt und 

unseren politischen Diskurs. Positiv kann Einwanderung zu Vielfalt und interkulturellem 

Austausch beitragen, indem sie neue Perspektiven, Erfahrungen und Ideen in eine 

Gesellschaft einbringt. Sie kann den Fachkräftemangel bekämpfen und neue Lebenschancen 

ermöglichen. Auf der anderen Seite kann Einwanderung auch gesellschaftliche Spannungen 

verursachen und zu sozialen Konfl ikten führen, insbesondere wenn Einwanderer als 

Bedrohung kultureller Identität wahrgenommen werden oder wenn sie in Deutschland 

Straftaten begehen.

Wir starten mit einem Interview mit Joachim Stamp. Thomas hat mit ihm über seine neue 

Aufgabe als Sonderbevollmächtigter der Bundesregierung für Migrationsabkommen 

gesprochen. Weiter geht es mit dem Landesvorsitzenden der Liberalen Vielfalt NRW, Fardad 

Hooghoughi. Sina hat sich mit ihm über die Grundsätze liberaler Einwanderungspolitik 

ausgetauscht. Es erwartet euch zudem die erste Ausgabe unserer neuen Rubrik 

„Kommunalpolitik 101“, in der wir euch als Erstes das Gremium Integrationsrat vorstellen. 

Darüber hinaus natürlich wie immer viele spannende Beiträge von euch, den Mitgliedern 

der JuLis NRW. Von Einbürgerungsfeiern über eine persönliche Migrationsgeschichte 

bis zur Reform des Einbürgerungsrechts. Das Thema ist vielseitig und herausfordernd. 

Blickwinkel sind zugleich ganz verschieden. Wir wünschen viel Spaß beim Lesen!

Thomas & Sina 

PS: Ihr wollt auch mal einen Artikel schreiben? Meldet euch gerne bei uns!
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„Irreguläre Migration reduzieren und 
reguläre Migration stärken“
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„IRREGULÄRE MIGRATION 
REDUZIEREN UND REGULÄRE 
MIGRATION STÄRKEN “
Im Gespräch mit Joachim Stamp über die Herausforderungen in der 

Migrationspolitik, seinen neuen Job im Bundesinnenministerium und 

die JuLi-Hymne.

Jobelius: Seit Anfang dieses Jah-

res sind Sie Sonderbevollmäch-

tigter der Bundesregierung für 

Migrationsabkommen. Bereits 

zuvor hatte die Bundesregierung 

viele verschiedene Beauftragte 

und Koordinatoren – auch im Be-

reich der Migrationspolitik. Wie 

kam es dazu, dass Ihr Posten 

geschaffen wurde, und was ist 

Ihre Hauptaufgabe?

Stamp: Der Ansatz ist, dass wir in 

der Vergangenheit mit den Her-

kunftsländern von jedem Minis-

terium aus separat agiert haben. 

Jedes Haus hat seine eigene Politik 

gegenüber den Herkunftsländern 

gemacht. Und jetzt ist die Idee, 

dass wir die unterschiedlichen An-

sätze bündeln und gemeinsam 

überlegen: Wie können wir mit 

den Herkunftsländern Migration

systematisch organisieren, irregulä-

re Migration reduzieren und regu-

läre Migration stärker ermöglichen.

Jobelius: Die Migrationspolitik in 

Deutschland und Europa steht vor 

großen Herausforderungen. Sie 

haben es angesprochen: Die Redu-

zierung von irregulärer Migration

auf der einen, die Schaffung von 

Chancen und Perspektiven für 

qualifizierte Einwanderung auf 

der anderen Seite. Wie kann das 

gelingen?

Stamp: Wir müssen mit den Her-

kunftsländern auf Augenhöhe 

sprechen. Das heißt, wir müssen 

die Interessenlagen jedes Landes 

entsprechend berücksichtigen. 

Das ist eine sehr langwierige Auf-

gabe. Mir geht es darum, dass wir 

das jetzt so organisieren, dass wir 

in den nächsten Jahren hier Be-

ziehungen aufbauen, die dann in 

der Praxis auch umsetzbar sind 

und dann auch dauerhaft tragen. 

Wir hatten bisher eine Vielzahl von

Rückführungsabkommen, von 

denen aber fast alle in der Praxis 

nicht funktioniert haben. Und des-

wegen brauchen wir jetzt einen 

umfassenderen Ansatz.

Jobelius: Realistisch betrachtet: 

Was können Sie konkret voran-

bringen? Wo sind Chancen und 

Limits Ihrer neuen Aufgabe?

Stamp: Wir werden für die meisten 

Vereinbarungen viel Zeit brauchen. 

Kurzfristig ist es aber beispielswei-

se möglich, mit Georgien und Mol-

dau schon zu Ergebnissen zu kom-

men. Ich bin in beiden Ländern 

gewesen, und beide haben Inter-

esse, mit uns eine Migrationspart-

nerschaft so zu gestalten, dass aus 

diesen Ländern keine unberech-

tigten Asylanträge mehr gestellt 

werden. Wenn wir uns die Zahlen 

von 2022 anschauen, da waren es 

über 10.000 Anträge aus Moldau 

und Georgien. Abgelehnte Asylbe-

werber insgesamt in Deutschland 

etwas unter 100.000. Das heißt, wir 

könnten die irreguläre Migration 

um 10 % reduzieren, wenn es uns 

gelingt, das Rückkehrmanagement 

mit Georgien und Moldau so zu ver-

abreden. Das hilft Kommunen, Ver-

waltung und Gerichten. Wichtig ist 

nur, dass beide Staaten als sicheres 

Herkunftsland eingestuft werden, 

weil wir dadurch die Verfahren 

drastisch beschleunigen können. 

Damit würden sich unberechtigte

Asylanträge nicht mehr lohnen. 

Und das ist notwendig, damit wir 

die Asylverfahren nahe null bringen 

können. Die Einstufung als siche-

res Herkunftsland macht übrigens 

nur mit Ländern Sinn, wo die Her-

kunftsländer auch entsprechend 

kooperieren. Georgien holt seine 

Landsleute sogar mit eigenen Flug-

zeugen wieder heim.

Jobelius: Ganz im Fokus wird bei 

Ihnen der Austausch und das Ge-

spräch mit den Herkunftsländern 

sein. Nach ein paar Monaten im 

Amt: Können Sie schon einschät-

zen, wie schwierig das wirklich 

wird? Sind die Länder überhaupt 

gesprächsbereit?

Stamp: Es ist sehr unterschiedlich. 

Ich kann auch nicht zu allen Ver-

handlungen berichten, weil hier oft 

auch Diplomatie und Diskretion 

gefragt sind. Es gibt eine ganze 

Reihe Länder, denen es wichtig ist, 

dass eine bestimmte Anzahl ihrer 

Staatsbürgerinnen und Staatsbür-
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 REGULÄRE 
ger im Ausland ist, weil sie auch auf 

Rücküberweisungen angewiesen 

sind. Sie brauchen eine starke Dias-

pora, also eine starke Community 

hier in Deutschland. Und wir haben 

andere Länder wie Georgien und 

Moldau, die kein Interesse haben, 

Arbeitnehmerinnen und Arbeit-

nehmer dauerhaft abzugeben, 

weil ihnen selbst Arbeitskräfte 

fehlen. Es besteht nur Interesse 

an zirkulärer Migration, also Saison-

arbeit. Da braucht es sehr präzise 

Absprachen. Das wird aber mit 

Georgien und Moldau gut klappen. 

Bei anderen Staaten müssen wir 

Partnerschaften erst ganz neu auf-

bauen. Da werden wir neue Wege 

gehen, wie beispielsweise mit eini-

gen afrikanischen und asiatischen 

Ländern. Dort gibt es Interesse an 

unserer Fachkräfteeinwanderung. 

Dabei achten wir darauf, wie wir 

das mit einem funktionierenden 

Rückführungsmanagement kom-

binieren können. Damit auf der 

einen Seite eben Menschen legal 

kommen können und es auf der 

anderen Seite eine Bereitschaft 

der Länder gibt, dann auch dieje-

nigen zurückzunehmen, die nicht 

bleiben können. Hier geht es um 

einen dauerhaften, langfristigen 

Ansatz, nicht um schnelle Schein  -

lösungen.

Jobelius: Die Durchführung von 

Rückführungen ist aktuell die Auf-

gabe der Bundesländer. Als ehe-

maliger Migrations- und Flücht-

lingsminister von NRW kennen Sie 

die Arbeit. Wie stellen Sie sich die 

Zusammenarbeit mit den Bundes-

ländern vor?

Stamp: Ich bin mit dem operati-

ven Rückführungsmanagement in 

meinem neuen Job nicht direkt be-

fasst. Daran arbeitet die zuständige 

Fachabteilung im Bundesinnen-

ministerium. Die Länder bleiben 

aber weiterhin für die Rückführung 

verantwortlich und da ist an der 

einen oder anderen Stelle auch 

noch Luft nach oben. Im Nachgang 

des Flüchtlingsgipfels im Innenmi-

nisterium wurde deutlich, dass es 

hier viel Verbesserungspotenzial 

gibt. Es ist wichtig, dass nicht Kom-

munen, Bund und Land dauernd 

mit dem Finger aufeinander zei-

gen, sondern dass man konstruktiv 

zusammenarbeitet: Wo sind noch 

Defi zite, was kann man verbessern? 

Da ist vieles im organisatorischen 

Bereich, manches strukturell, man-

ches aber auch politisch proble-

matisch. Wenn ein Land wie Berlin 

einen Winterabschiebestopp ver-

hängt hat, auch in Länder, wo es 

gar keinen Winter in dem Zeitraum 

gibt, dann ist das schon absurd.

Jobelius: Auch für Sie persönlich 

hat sich viel geändert: Vom Vize-

Ministerpräsident und vielen Jah-

ren in der Landes- und Kommu-

nalpolitik jetzt der Wechsel in die 

Bundespolitik: Was ist anders?

Stamp: Es ist jetzt eine neue He-

rausforderung, mit ganz vielen 

unterschiedlichen Ministerien 

und verschiedenen Ebenen zu-

sammenzuarbeiten. Als Sonder-

bevollmächtigter in einer Koali-

tionsregierung im Bund mit sehr 

unterschiedlichen Partnern ist mir 

aber vor allem der interministeriel-

le Ansatz wichtig. Es wird darauf 

ankommen, zwischen unterschied-

lichen Sichtweisen zu vermitteln 

und daraus einen konstruktiven 

Ansatz zu machen, der auch in der 

Praxis funktioniert. Neue Ansätze 

stoßen immer auch auf Skepsis. 

Aber ich bin von unserem Weg 

überzeugt. Für mich privat ist auch 

die Pendelei zwischen Rheinland 

und Bundeshauptstadt nicht im-

mer einfach. Wir haben uns aber 

ganz bewusst dafür entschieden, 

eine Geschäftsstelle in Bonn ein-

zurichten, weil hier viele interna-

tionale Organisationen sind, mit 

denen wir zusammenarbeiten wol-

len. Und gleichzeitig ist natürlich 

die Bundespolitik in erster Linie in 

Berlin. Das erfordert viel Präsenz in 

der Hauptstadt.

Jobelius: Zum Abschluss eine 

Frage, die vielen JuLis auf dem 

Herzen brennt. Seit vielen Jahren 

darf natürlich die JuLi-Hyme auf 

keiner Party der Jungen Libera-

len fehlen. Sie waren damals ge-

meinsam mit Marco Buschmann 

an der Erstellung beteiligt. Wie 

kam es überhaupt dazu?

Stamp: Es war so: Ende der 1990er-

Jahre – jetzt erzählt Opa vom Krieg 

– gab es einen Antrag des hessi-

schen Landesverbandes. Man solle 

das Lied von Rudi Carrell „Wann 

wird’s mal wieder richtig Sommer?“ 

zur Hymne der Jungen Liberalen 

machen. Ich fand aber, dass man 

den Anspruch haben sollte, etwas 

Eigenes zu entwickeln. Dann habe 

ich einen Alternativantrag gestellt 

und eine Kommission – es ist kein 

Witz – aus Christian Lindner, Marco 

Buschmann und mir vorgeschla-

gen. Christian Lindner war damals 

auch sehr stark mit Musik insofern 

befasst, als er den JuLi-Wagen für 

die Loveparade organisierte. Von 

Marco Buschmann wusste ich 

auch, dass er Interesse an Musik 

hat. So ist die Idee gekommen, 

dass wir das dann machen, aber 

wir haben es zunächst schleifen 

lassen. Ich war zu der Zeit Om-

budsmann des JuLi-Bundesverban-

des und hatte damals die Aufgabe, 

A
R

T
IK

E
L



6

zu sehen, dass die Beschlüsse des 

Bundeskongresses auch in die Pra-

xis umgesetzt werden. 

Ein Jahr später auf dem BuKo 

habe ich dann einen ganz launi-

gen Bericht über die Arbeit des 

Bundesvorstandes gehalten. Am 

Ende habe ich gesagt, dass noch 

eine Sache fehlt. Dann riefen alle: 

„Hymne, Hymne, Hymne!“ Ich  

berichtete, dass wir noch keine 

Hymne haben, aber ich heute ei-

nen Textvorschlag dabei habe. Im 

Anschluss habe ich den Liedtext, 

den ich gereimt hatte, vorgetragen 

und es gab fünf Minuten stürmi-

schen Beifall. Damit war das Ding 

quasi beschlossen. Anschließend 

hat sich Marco Buschmann der 

Sache angenommen und eine 

Melodie komponiert. Die fertige 

Hymne haben wir auf dem Bun-

deskongress in Eschborn im Jahr 

2000 mit mehreren Leuten zum 

ersten Mal gesungen. Das war kei-

ne gute Idee, unser Gesang war 

grauenhaft. Marco hat dann aber 

zum Glück die segensreiche Einge-

bung gehabt, noch mal mit einem 

Kumpel ins Studio zu gehen, der 

es dann dort eingesungen hat. 

So war die JuLi-Hymne geboren. 

Ich freue mich natürlich immer 

noch, dass sich der Text bis heute 

gehalten hat.

Thomas Jobelius (18) 

ist stv. Kreisvorsitzen-

der der JuLis Bonn und 

Chefredakteur des JULI-

MAGAZINs. Ihr erreicht ihn unter 

thomas.jobelius@julis.de 

JOBELIUS
&STAMP
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Wer sich jetzt denkt: „Kleiner hat-

test du es nicht für eine Feier“, 

dem möchte ich sagen, es geht 

hier zwar auch um Gefühle, es 

geht aber auch um das fundamen-

tale Verhältnis zu Deutschland 

als neu gewonnener Heimat und 

um staatsbürgerlichen Patriotis-

mus. Patriotismus ist in Deutsch-

land ein zu Unrecht unbeliebtes 

Konzept, Nationalstolz ist vielen 

irgendwie ein bisschen unange-

nehm. Daher überrascht es nicht, 

dass der Erwerb der deutschen 

Staatsbürgerschaft bisher häufig 

ein nüchterner und langweiliger 

Verwaltungsakt im Hinterraum 

irgendeiner Behörde ist. Das spie-

gelt den Charme der deutschen 

Bürokratie zwar irgendwie wider, 

ist aber für die Einbürgerung un-

angemessen unsexy.

Die Staatsbürgerschaft ist der 

Erwerb aller Rechte und Pflich-

ten, die es in Deutschland gibt, 

das vollkommene Ja zu unserem 

Land, unseren Werten und unse-

rer Gesellschaft. Mit ihr geht das 

Königsrecht unserer freiheitlich-

demokratischen Ordnung, das 

Wahlrecht, einher. Sie steht am 

Ende eines Prozesses, dem Lernen 

unserer Sprache, unserer Gesetze, 

unserer Werte und dem Beitragen 

zu unserer Volkswirtschaft. Und 

warum macht man diesen Prozess 

mit? Weil man sich für Deutsch-

land entscheidet und Teil von ihm 

werden will. Deswegen muss die 

Form der Verleihung das auch 

ganz klar widerspiegeln – und 

dafür sollte uns das Beste grade 

gut genug sein! Meiner Meinung 

nach ist daher Klotzen und nicht 

Kleckern angesagt. Ein volles Fest- 

und Galaprogramm ist dem An-

lass nur angemessen und auch 

beim Festredner sollte man keine 

Einsparungen machen und der 

Ministerpräsident sollte möglichst 

selbst in Erscheinung treten. Mit 

Hendrik Wüst als einem der größ-

ten Grüßonkel sehe ich zumin-

dest da aber gerade auch keine 

konkreten Probleme. Dazu dann 

noch ein feierliches Programm 

und ein gut ausgestattetes Buffet 

und das ein oder andere etwas 

teurere Getränk. Wenn wir die 

Verleihung der Staatsbürgerschaft 

dementsprechend ausgestaltet 

haben, erzeugen wir auch ein 

neues Verständnis für das Thema. 

Dieses Land freut sich, dass ihr 

ein Teil von ihm geworden seid, 

und möchte das gebührend mit 

euch feiern. Und ihr dürft auch 

gerne eure Arbeit zur Staatsbür-

gerschaft gebührend feiern und 

behaltet den Abend, neben eurem 

Abschlussball, euren Hochzeiten 

und Geburtstagen, hoffentlich als 

einen der schönsten eures Lebens 

im Gedächtnis. Wenn Deutsch-

land ein erfolgreiches Einwan-

derungsland seien möchte, sollte 

es die emotionale Ebene nicht 

vergessen. Wir brauchen ein po-

sitives Narrativ, den berühmten 

„German Dream“. Ich finde, wenn 

wir die Einbürgerungsfeiern wie 

beschrieben zelebrieren, dann 

leisten wir auf der emotionalen 

Ebene einen wichtigen Schritt. 

Dann erzeugen wir ein neues 

weltoffenes Nationalbewusst-

sein und schaffen die notwendige 

Einwanderungskultur, die neben 

dem rechtlichen Rahmen der 

Grundbaustein für erfolgreiche 

Einwanderung ist. Deshalb sage 

ich: Lasst die Schampuskorken 

knallen und lasst uns anstoßen 

auf jeden Menschen, der sich 

dazu entscheidet, Staatsbürger 

zu werden.

Moritz Ritterswürden 

(22) ist Kreisvorsitzen-

der der JuLis Herne. 

Er studiert Jura an der 

Ruhr-Universität Bochum und ist 

für jede innen- und rechtspoliti-

sche Debatte zu begeistern. Errei-

chen könnt ihr ihn unter moritz.

ritterswuerden@julis.de

EINBÜRGERUNGSFEIERN:
Die neue Reform des Staatsangehörigkeitsrechts ist da! Neben vielen anderen Änderungen enthält die 

Reform eine vergleichsweise kleine Änderung, über die viel zu wenig berichtet und geredet wird – die 

Einbürgerungsfeiern. Dabei ist es eben diese Änderung, die das Potenzial hat, unsere Einbürgerungs-

kultur und unser Verhältnis zur Migration grundlegend zu erneuern und zu verbessern.

Hendrik, lass die Korken knallen!
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WIR HÄTTEN SO VIEL 
POTENZIAL ...

INTERVIEW MIT FARDAD 
HOOGHOUGHI, VORSITZENDER 
DER LIBERALEN VIELFALT NRW

Die Liberale Vielfalt ist ein Netz-

werk und eine Plattform für Libe-

rale mit „Migrationshintergrund, 

in Deutschland lebende Jüdinnen 

und Juden, Spätaussiedlerinnen 

und Spätaussiedler und Menschen, 

die sich für die Themen, die diese 

drei Gruppen betreffen, einsetzen“ 

(Website). Es gibt neben dem Bun-

desverband, der ca. 250 Mitglieder 

hat, bisher sieben Landesverbände, 

einen davon in NRW. Auf dem letz-

ten Bundeskongress der FDP hat 

sich der Verband als Vorfeldorgani-

sation beworben. Zwar waren 70 % 

der dazu abgegebenen Stimmen 

positiv, es fehlten allerdings 18 

Stimmen für das nötige Quorum, 

sodass die Aufnahme dieses Mal 

leider scheiterte. 

Behrend: Fardad, ganz di-
rekt zum Einstieg: Warum 
braucht es die Liberale Viel-
falt?

Hooghoughi: Wenn man in einen 

LaKo-Saal oder einen FDP-Kreis-

parteitag guckt und dann in eine 

Innenstadt in NRW geht, dann 

sind wir als Partei und als Jugend-

organisation oft einfach nicht re-

präsentativ. Viele Menschen mit 

Migrationshintergrund gründen in 

Deutschland, sie machen mittler-

weile über 20 % der Gründenden 

aus. Viele Menschen mit Migra-

tionsgeschichte wissen auch be-

sonders um den Wert der Freiheit. 

Diesen Menschen haben wir Libe-

ralen viel zu bieten. Die schätzen 

unsere Steuerpolitik und unsere 

Wertschätzung einer freien Ge-

sellschaft. Wir erreichen aber viele 

dieser Menschen noch nicht, und 

daran wollen wir als Liberale Viel-

falt arbeiten. 

B: Wo siehst du den Fokus 
der Arbeit der Liberalen 
Vielfalt? 

H: Wir Liberalen wollen ja, also 

so denke ich zumindest, ein her-

kunftsunabhängiges Aufstiegsver-

sprechen erreichen. Und da sind 

wir in Deutschland klar noch nicht. 

Das müssen wir anerkennen und 

von dieser Erkenntnis aus weiter-

arbeiten. Dieses Grundverständnis, 

diese Sensibilität wollen wir in die 

liberale Familie hineintragen. 

Lass mich ein Beispiel nennen: Wir 

müssen Abschiebung als Thema 

behandeln, es ist eine Maßnah-

me, die in bestimmten Situatio-

nen notwendig wird. Wenn wir 

allerdings bei programmatischen 

Diskussionen zum Wahlprogramm 

beim Thema Migration und Inte-

gration mit dem Thema Abschie-

bung beginnen, halte ich das für 

weniger feinfühlig. Nur weil es 

mit A beginnt, muss es nicht am 

Anfang sein – 

wir brauchen 

Leute, die die 

Sensibilität 

aufweisen, so 

was in Zukunft 

zu vermeiden. Wir 

wollen als Liberale Vielfalt Per-

sonen sein, die auf Themen hin-

weisen. 

B: Woran fehlt es den JuLis 
im Bezug auf Sensibilität?

H: Ich glaube, dass es in der FDP 

vielleicht an mehr fehlt, ehrlicher-

weise, aber wir sollten uns alle 

immer wieder und immer mehr 

fragen: Welche Begriffe verwen-

den wir? 

Und dabei geht es nicht um 

Sprachpolizei. Es geht aber darum, 

zu verstehen, welcher Begriff was 

meint, wie Begriffe entstanden 

sind und welche Konnotationen 

mit ihnen einhergehen. Ich sehe 

hier auch eine Mission von uns als 

Liberaler Vielfalt. Ich will, dass wir 

aufklären und in der passenden 

Verwendung von Begriffen einen 

Mehrwert bieten.  
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B: Hast du ein Beispiel eines 
Begriffs für uns, der deiner 
Einschätzung nach oft nicht 
gut genug durchdacht ver-
wendet wird? 

H: Ich fi nde den Begriff Zuwande-

rung spannend. Er wird zum Teil 

als Synonym für Migration und 

Einwanderung verwendet. Dabei 

gibt es einen Unterschied, Zuwan-

derung ist temporär, man geht 

davon aus, dass diese Menschen 

auch wieder auswandern, und 

nicht einwandern. 

B: Was sind deine wichtigs-
ten Forderungen für eine 
liberale Migrationspolitik?

H: Wir müssen uns mit dem Kon-

zept „Duldung“ auseinanderset-

zen. Wie wollen wir erwarten, dass 

Menschen arbeiten, studieren, sich 

ein Leben aufbauen, wenn sie alle 

paar Monate zu einem Amt hin-

trotten müssen, in ständiger Angst, 

dass ihr Aufenthaltsstatus nicht 

verlängert wird. 

B: Was bedeutet für dich 
liberale Migrationspolitik?

H: Liberale Migrationspolitik grenzt 

sich von konservativer dahinge-

hend ab, dass wir den Grundsatz 

haben, Einwanderung als Berei-

cherung und Chance zu begreifen. 

Von Parteien wie SPD und Grünen 

grenzen wir uns so ab, dass wir 

trotzdem auch Probleme wie Pa-

rallelgesellschaften ansprechen 

und daran arbeiten wollen. 

B: Was hältst du von einem 
Punktesystem nach kanadi-
schen Vorbild?

H: Die Liberale Vielfalt begrüßt die 

FDP-Forderung nach einem Punk-

tesystem. Uns steht eine demo-

grafi sche Katastrophe bevor, insbe-

sondere auf dem Arbeitsmarkt. Wir 

brauchen Fachkräfte, ohne Fach-

kräfte geht es nicht weiter. Und 

da muss es eine Erleichterung der 

gezielten Einwanderung in diese 

Richtung geben. Das ist aus meiner 

Sicht unabdingbar. 

    Infokasten: Punktesystem 

1967 führte die kanadische Re-

gierung ein Punktesystem zur 

Einwanderung ein. Es bedenkt 

Kriterien wie Ausbildung, 

berufliche Qualifikationen, 

Sprachfähigkeit und Arbeitser-

fahrung. Diese werden dann in 

einem Punktesystem zusam-

mengefasst. Aktuell braucht es 

67 von 100 Punkten, um nach 

Kanada einzuwandern. 

Sina ist Chefredakteu-

rin des Magazins und 

lebt aktuell in Prag. Ihr 

erreicht sie unter Sina.

behrend@julis.de
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„Aber wenn wir Menschen bleiben wollen, dann gibt 

es nur einen Weg, den Weg in die offene Gesellschaft. 

Wir müssen ins Unbekannte, ins Ungewisse und ins 

Unsichere weiterschreiten; wir müssen die Vernunft 

benutzen, die uns gegeben ist, um, so gut wir es 

eben können, für beides zu planen: für Sicherheit 

und Freiheit.“ Mit diesem großartigen Satz endet 

Karl Popper den ersten Band seines wahrscheinlich 

schönsten Werkes „Die offene Gesellschaft und ihre 

Feinde“. Karl Popper und seine Theorie der offenen 

Gesellschaft sind auch heute, viele Jahrzehnte nach 

der Veröffentlichung, noch äußerst relevant. Poppers 

Werk wurde in den 1940er-Jahren veröffentlicht und 

basiert auf seinen kritischen Auseinandersetzungen 

mit totalitären Regimen wie dem Nationalso-

zialismus und dem Kommunismus 

und ihren voran-

Die offene Gesell-

schaft ist ein politisches 

Konzept, das auf den Prinzi-

pien der Freiheit, Toleranz und 

der Partizipation des Einzelnen am 

Gemeinwesen basiert. Popper argumen-

tiert, dass eine Gesellschaft dann am besten 

funktioniert, wenn sie pluralistisch ist und verschie-

dene Meinungen, Weltanschauungen und ganz viele 

unterschiedliche Menschen zulässt. In einer offenen 

Gesellschaft haben die Menschen das Recht, ihre 

Meinungen frei zu äußern und zu verteidigen und vor 

allem ihr Leben auf unterschiedlichste Art und Weise 

zu leben. Es besteht keine ideologische oder intel-

lektuelle Vorherrschaft einer einzelnen Gruppe oder 

Partei – und wenn diese herrschen, werden sie immer 

wieder neu aufgebrochen. Die offene Gesellschaft ist 

gegangenen Denk-

schulen. Poppers Ideen sind zeitlos und 

bieten wichtige Einsichten für die 

heutige Zeit, in der autoritäre und 

kollektivistische Tendenzen 

wieder an Bedeutung ge-

winnen – auf der Welt, 

aber auch hier.

die systematisierte Dynamik und das Gegen-

teil von bestandwahrender Bourgeoisie. Darüber 

hinaus ist die offene Gesellschaft ein Gegenentwurf 

zu kollektivistischen und damit immer intoleranten 

Ideologien. Popper betonte, dass wir uns gegen Ideen 

wehren sollten, die Intoleranz und Unterdrückung 

fördern: „Im Namen der Toleranz sollten wir uns das

Recht vorbehalten, die Intoleranz nicht zu tolerieren.“ 

Poppers offene Gesellschaft steht damit klar an einem 

Pol im Kampf der gesellschaftlichen Systeme. Und 

zwar an dem Pol, für den es sich zu kämpfen lohnt: für 

Freiheit, Offenheit und individuelle Menschenrechte.

Dabei müssen die Grenzen der Toleranz vor allem 

zivilgesellschaftlich ausgelotet werden. Den Staat 

über Toleranz entscheiden zu lassen, führt zwangs-

läufi g immer zu weniger Toleranz.
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